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erſt Erhebungen darüber , ob Härten entſtanden ſeien .
Dieſer Antrag wurde abgelehnt und der Kommiſſions⸗
antrag angenommen .

2. Das Cotaliſatorſteuergeſetz ( Nr . 365 und 785 )
dient inſofern den Intereſſen der Landespferdezucht , als

die Hälfte der Stempelſumme den Regierungen der Einzel —
ſtaaten überwieſen wird für die Förderung der Pferdezucht .
Es dürfte ſich hierbei um mindeſtens 1 Million Mk . pro

Jahr handeln . Auf Antrag des Zentrums hat dies Geſetz
eine Faſſung erhalten , wonach die Regierungen ermächtigt
ſind , die Erträgniſſe der Steuer nicht nur den Renn⸗

vereinen , ſondern auch eigentlichen Pferdezuchtvereinen
zuzuwenden .

3. Eine Anderung des Schlachtvieh⸗ und Fleiſch⸗
beſchaugeſetzes wünſchte eine Petition ( Nr . 306 ) nach der

Richtung , daß Milderungen in der Einfuhr fremden Fleiſches
eintreten ſollen . Die Sozialdemohratie trat ſofort hierfür
ein , wie ſie auch die Ausdehnung der Fleiſchbeſchau auf die

Hausſchlachtungen forderte . Der Abg . Herold lehnte die

Petition rundweg ab und trat auch dem Verlangen ent⸗

gegen , daß die Hausſchlachtungen unter das Fleiſchbeſchau —
geſetz fallen ſollen . ( 101 . Sitzung vom 29 . November 1904 ,

S . 3248 . ) Über die Petition wurde zur Tagesordnung

übergegangen .
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Die Abg . Baumann (8t . ) , Dr . Blankenhorn ( N. L. ) ,
Dahlem ( t . ) , Frhr . von Richthofen - Damsdorf (K. ) ,
Schellhorn , Wallenborn (8t . ) ſtellten den Antrag :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , dem Reichstage tun⸗

lichſt bald den Entwurf eines Reichsgeſetzes vorzulegen , welches
die Beaufſichtigung des Verkehrs mit Nahrungs⸗ und

Genußmitteln , ſowie deren Durchführung durch die Landes —

behörden einheitlich regelt “. ( Nr . 664 . )



Der Abg . Baumann begründete am 13 . März 1905

den Antrag eingehend mit dem Hinweis , daß ſich in Bayern
die Unterſuchungsanſtalten gut bewährt hätten ; namentlich
beim Wein ſei im Intereſſe der Geſundheit eine ſtrenge
Kontrolle geboten , dann aber auch , um den ſchamloſen
und betrügeriſchen Manipulationen der Weinſpekulanten
ein Ende zu bereiten . Eine einheitliche Kontrolle durch
das ganze Reich ermögliche dieſes . Die jetzige Kontrolle

der Bundesſtaaten ſei eine ſehr mangelhafte , beſonders in

Preußen ſei ſie am ſchlechteſten ; das ſchade namentlich
jenen Staaten mit ſcharfer Kontrolle ( Bayern ) , weil dort

die Weinfälſchungen aufkommen , in Preußen nicht . Von

Berlin aus werde dem Süden der Wein viel billiger an⸗

geboten , als er hier wachſe ! Den Schaden habe der

Weinbauer ; die Koſten der Kontrolle ſeien nicht zu hoch ;
in der Stadt Berlin würden die Strafgelder allein mehr
einbringen , als die Kontrolle für ganz Preußen boſte .

Nachdem der Zollſchutz für den Weinbauer ſo niedrig aus —

gefallen ſei , müſſe man doppelt ſcharf auf die Kontrolle

ſehen ; zu dieſer müßten praktiſche Sachverſtändige zuge⸗

zogen werden . ( 162 . Sitzung vom 13 . März 1905 , S .

5196 . ) Der Antrag wurde mit ſehr großer Mehrheit an⸗

genommen .
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